
der vier verehelichten Erden verlangt und die Zurückweisung 
des Antrags angedroht. Gegen diese Verfügung richtet sich 
die Beschwerde vom 15. September 1953. Sie ist zulässig und 
begründet.

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Gemäß §§ 2354, 2356 BGB ist das Verhältnis, auf dem 

das Erbrecht beruht, durch öffentliche Urkunden nach­
zuweisen. Das Erbrecht beruht hier auf dem Ab­
stammungsverhältnis; der Nachweis ist also durch die 
Geburtsurkunden, auf denen die Eltern bezeichnet 
sind, geführt

Eine Heiratsurkunde wird in der Hegel nur dann als 
Nachweis erforderlich sein, wenn das Erbrecht auf dem 
ehelichen Verhältnis beruht (§ 1931 BGB).

Die Verheiratung von vier der fünf Erben und die 
damit verbundene Erlangung eines anderen Familien­
namens begründet nicht das Verlangen auf Vorlage der 
Heiratsurkunden. Die richtige Angabe der jetzigen 
Familiennamen der Erben ist durch die im Erbschems- 
antrag abgegebene eidesstattliche Versicherung ge­
nügend sichergestellt*).

§§ 286, 139 ZPO.
Zur Frage der Erforschung der objektiven Wahrheit 

im Zivilprozeß.
KG, Urt. vom 3. August 1953 — Zz 9/53.

Die Klägerin verlangt von dem Verklagten die Herausgabe 
zahlreicher ihr gehöriger persönlicher Gegenstände. Der Ver­
klagte hat den Anspruch bestritten und u. a. vorgetragen, daß 
die Klage von der Klägerin arglistig nur aus Schikane erhoben 
werde; die Klägerin habe mehrfach geäußert, daß sie den Ver­
klagten schädigen werde, wo sie nur könne. Der Beklagte hat 
für seine Behauptungen Beweis angetreten. Das Stadtbezirks­
gericht L. hat den Verklagten, ohne dessen Zeugen zu hören, 
zur Herausgabe verurteilt.

Der Präsident des Kammergerichts hat die Kassation dieses 
Urteils wegen Verletzung der §§ 139, 286 ZPO, 226, 985 BGB 
beantragt. Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das angefochtene Urteil verletzt § 286 ZPO. Diese Be­

stimmung verpflichtet den Richter zu einer erschöpfen­
den Aufklärung des streitigen Sachverhalts sowie zu 
einer gewissenhaften und sorgfältigen Prüfung und Ab­
wägung aller für und gegen die Richtigkeit einer Be­
hauptung sprechenden Umstände. Das Recht der freien 
richterlichen Beweiswürdigung und die Verpflichtung 
zur gründlichen Sachverhaltsaufklärung bilden eine dia­
lektische Einheit. Keines von beiden kann für sich iso­
liert bestehen. § 286 ZPO steht hierbei in engem Zu­
sammenhang mit § 139 ZPO, der dem Richter alle Mög­
lichkeiten zur erschöpfenden Klärung der tatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnisse des Streitfalles gibt. Beide 
Bestimmungen — § 139 und § 286 ZPO — verkörpern 
wichtigste Grundsätze unseres demokratischen Gerichts­
verfahrens (vgl. auch OG in NJ 1953 S. 339). Sie dienen 
neben der Straffung und Konzentration des Gerichts­
verfahrens vor allem auch der Erforschung der objek­
tiven Wahrheit, die zu ermitteln auch der Zivilrichter 
im Rahmen der gestellten Sachanträge der Parteien 
(§ 308 ZPO) verpflichtet ist. Der Richter hat bei der 
Feststellung der objektiven Wahrheit größte Sorgfalt 
anzuwenden. Anders kann er den hohen Anforderungen, 
die unsere Werktätigen unter Führung der Arbeiter­
klasse an die demokratischen Gerichte stellen und zu 
deren Erfüllung eine zügige und gewissenhafte Durch­
führung des Prozesses und die Fällung eines gerechter^, 
d. h. richtigen Urteils gehört, nicht gerecht werden. Ein 
Urteil kann aber nur dann richtig sein, wenn seine 
rechtliche Würdigung sich auf einen Sachverhalt be­
zieht, der objektiv vorliegt und von dem Gericht in ge­
nügendem Maße festgestellt worden ist.

Diese wichtigen Prinzipien unseres demokratischen 
Gerichtsverfahrens hat das Stadtbezirksgericht nicht be­
achtet. Es hätte sich nicht mit der Aussage der Zeugin C. 
begnügen dürfen, sondern hätte unter diesen Umstän­
den auch die von dem Beklagten angebotenen Beweise 
erheben und seine Zeugen hören müssen bzw. ihn, so­
weit sein Beweisantritt nicht ausreichte, in sachgemäßer 
Anwendung des § 139 ZPO zu richtigen Sachvorträgen 
und zur Angabe zweckmäßiger Beweismittel veran­
lassen müssen. Während die Klägerin in dem Verfahren 
durch einen Rechtsanwalt vertreten war, zeigen die von 
dem Beklagten, einem Angehörigen der Arbeiterklasse,

*) Bei Abgabe der eidesstattlichen Versicherung ist in diesem 
Falle besondere Sorgfalt auf die richtige Schreibweise des Fa­
miliennamens zu legen.

selbst verfaßten Schriftsätze, daß dieser in rechtlichen 
Dingen völlig ungewandt und auch in seiner Ausdrucks- 
Weise recht unbeholfen ist. § 139 ZPO, der eines der 
wichtigsten Prinzipien unseres demokratischen Gerichts­
verfahrens verkörpert (vgl. OG in NJ 1953 S. 339), ist 
für den Richter nicht nur ein wichtiges Mittel zur Er­
forschung der objektiven Wahrheit, sondern verpflich­
tet ihn, auch die Parteien, zumal wenn es sich um ein­
fache, in Wort und Schrift unbeholfene und mit recht­
lichen Fragen nicht vertraute Menschen handelt, gedul­
dig über die Sach- und Rechtslage zu belehren und 
ihnen zu helfen, das zur Aufklärung des Sachverhalts 
Wesentliche richtig und vollständig vorzutragen. Gerade 
in dieser, im Interesse der Erforschung der objektiven 
Wahrheit den Parteien von seiten des Gerichts zu lei­
stenden Hilfe zeigt sich der große Unterschied unseres 
demokratischen Gerichtsverfahrens gegenüber dem 
bürgerlichen Zivilprozeß, in dem die Feststellung der 
formellen Wahrheit genügt und sich die Gerichte zu 
einer solchen helfenden und anleitenden Rolle der werk­
tätigen Bevölkerung gegenüber nicht verpflichtet 
fühlen.

Die richtige Anwendung des Grundsatzes des § 139 
ZPO ist daher auch ein wesentliches Mittel, um das 
Vertrauen der Werktätigen zu der demokratischen 
Justiz zu festigen und zu stärken.

VO über die Preisüberwachung und die Rechts­
folgen von Preisverstößen im Grundstücksverkehr vom
7. Juli 1942 (RGBl. I S. 451); § 9 ReichsheimstättenG.

1. Wird zu einem Kaufvertrag mit behördlich geneh­
migtem Preis mündlich ein unzulässiger Überpreis ver­
einbart, so gilt der Vertrag als zu dem beurkundeten 
Preis zustande gekommen.

2. Zur Auslegung des § 9 des Reichsheimstätten­
gesetzes.

BG Potsdam, Urt. vom 23. Oktober 1953 — 3 S 242/53.
Der Kläger hat sein Heimstättengrundstück ln notarieller 

Verhandlung an die Beklagten zu dem genehmigten Preise 
von 6314,04 DM verkauft. Außerhalb dieses beurkundeten Kauf­
vertrages waren die Parteien übereingekommen, daß die Be­
klagten zusätzlich zu dem beurkundeten Preis einen Betrag 
von 3900 DM für Wertverbesserungen an den Kläger zahlen 
sollten. Diese Vereinbarung zeigte der Beklagte zu 1) selbst 
bei der UberwachungsstÄle an, die die Wertverbesserungen 
nur auf 913 DM festsetzte. Der Kläger wurde in einem darauf­
hin anhängig gemachten Prozeß zur Rückzahlung des zuviel 
gezahlten Betrages verurteilt. In den Urteilsgründen führte 
das LG aus, der Kaufvertrag sei wegen der Beanstandung der 
Preisbehörde nichtig.

Daraufhin hat nun der Kläger Klage auf Räumung des Grund­
stücks gegen die beiden Beklagten erhoben. Er beruft sich 
ausdrücklich auf die Nichtigkeit des Kaufvertrages, die in die­
sem Vorprozeß festgestellt sei, sowie darauf, daß die Zustim­
mung des Ausgebers zu diesem Verkauf gemäß I 9 Reichs­
heimstättenG fehle.

Das Amtsgericht L. hat nach dem Klageanträge erkannt und 
sich die Gründe des Urteils des Landgerichts zu eigen gemacht.

Hiergegen haben die Beklagten Berufung eingelegt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Berufung konnte der Erfolg nicht versagt werden.
1. Nach dem übereinstimmenden Vortrag beider Par­

teien ist nicht der beurkundete Kaufvertrag vom 
28. April 1949 von der Preisbehörde beanstandet wor­
den, sondern lediglich der mündliche Zusatzvertrag 
über die Wertverbesserungen. Diese betrugen nicht 
3900 DM, sondern nur 913 DM. Der Zusatzvertrag ist 
daher wegen der Beanstandung der Preisbehörde ge­
mäß § 2 der VO über die Preisüberwachung und die 
Rechtsfolgen von Preisverstößen im Grundstücksver­
kehr vom 7. Juli 1942 nichtig. Falsch ist es aber, auch 
den schriftlich beurkundeten Kaufvertrag aus diesem 
Grunde für nichtig zu erklären. Der Preis, der hier 
schriftlich fixiert wurde, nämlich 6314,04 DM, ent­
spricht offenbar dem Wert des Grundstücks, weshalb 
auch alle erforderlichen Genehmigungen zu diesem Ver­
trag erteilt wurden. Offensichtlich haben die Parteien 
auch hier in dem notariellen Vertrage schon deshalb 
den richtigen Wert des Grundstücks eingesetzt, um 
keine Beanstandungen aufkommen zu lassen, weil sie 
sich ja zunächst darüber im klaren waren, durch 
mündliche Abrede einen überhöhten Preis zu zahlen 
bzw. zu bekommen. Für den beurkundeten Kaufpreis 
muß aber § 4 der genannten VO gelten, da die Par­
teien von vornherein den beurkundeten und den 
mündlich vereinbarten Preis (Wertverbesserung) zusam­
men ihrem Geschäft zugrunde gelegt wissen wollten, 
also im Grunde mehr zahlen oder erhalten wollten,
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